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Geſetz-Sammlung 
für die | 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 41. —— 


(Nr. 2657.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 21. November 1845., betreffend das angehaͤngte 
Regulativ uͤber die Breite und Laͤnge der Schiffsgefaͤße und Floͤße auf 
den Waſſerſtraßen zwiſchen der Oder und Spree, vom Sten deſſelben 
Monats. 


O 
Ich genehmige das mit Ihrem Berichte vom 8. d. M. vorgelegte, hierbei 
üruͤckerfolgende Regulativ über die Breite und Länge der Schiffsgefaͤße und 

4 loͤße auf den Waſſerſtraßen zwiſchen der Oder und Spree und ermaͤchtige 
Sie, daſſelbe vom 1. Januar k. J. ab zur Anwendung zu bringen und zu 
dem Ende durch die Geſetzſammlung und die Amtsblaͤtter der betreffenden 
Regierungen bekannt zu machen. 


Charlottenburg, den 21. November 1845. 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Finanzminiſter Flottwell. 


Jahrgang 1845. (Nr. 2657.) 111 Regu⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 24. Dezember 1845. 


— 786 — 


Regulativ, 


die Breite und Länge der Schiffsgefaͤße und Flöße auf den Waſſer— 
ſtraßen zwiſchen der Oder und Spree betreffend. 


D. in neuerer Zeit die Schiffsgefaͤße, welche die Waſſerſtraßen zwiſchen der 
Oder und Spree befahren, vielfach groͤßer gebaut worden ſind, als nach der 
Beſchaffenheit dieſer Waſſerſtraßen und namentlich der dazu gehörigen Schleu— 
ſen ſtatthaft iſt, ſo wird, um den hieraus entſpringenden Nachtheilen vorzu— 
beugen, Folgendes beſtimmt: 


. 


Vom 1. Januar 1853. an, darf der Friedrich-Wilhelms-Kanal, der 
Finow⸗Kanal und die Havel von Liebenwalde bis zum Einfluß der Spree bei 
Spandau nur von Schiffsgefaͤßen befahren werden, deren aͤußere größte Breite 
nicht uͤber 14% Fuß und deren Lange nicht über 128 Fuß von einer zur an— 
dern Kaffeſpitze betraͤgt. 


§. 2. 


Fahrzeuge, welche die in F. 1. erwähnte Breite oder Lange überfchreiten, 
jedoch nicht breiter als 16 Fuß 8 Zoll und nicht laͤnger als 132 Fuß 6 Zoll 
ſind, werden bis zum 1. Januar 1853. auf den gedachten Waſſerſtraßen zwar 
noch zugelaſſen, muͤſſen aber vom 1. Januar 1849. an vor jeder, zur gleich 
zeitigen Befoͤrderung von 2 Kaͤhnen eingerichteten Schiffsſchleuſe fo lange war: 
ten, bis vor derſelben ein Fahrzeug, deſſen Breite mit der des zu großen Kahns 
zuſammen gerechnet nicht mehr als neun und zwanzig Fuß betraͤgt, nach der 
Rangfahrt angekommen iſt, oder die nach $. 1. normalmaͤßig gebauten und die 
noch kleineren Kaͤhne ſaͤmmtlich befoͤrdert worden ſind. 


H. 3. 


Kommt die Reihe zum Durchfahren an einen größeren Kahn in Ge— 
meinſchaft mit einem kleineren, ſo muß der groͤßere in den Kammern der, mit 
verſetzten Haͤuptern erbauten Schiffsſchleuſen ſtets die Seite der Kammer ein⸗ 
nehmen, welche in der Verlaͤngerung des Unterhaupts liegt. Es wird daher 
bei der Bergfahrt ſtets der kleinere Kahn zuerſt ein- und zuerſt ausfahren, 
bei der Thalfahrt umgekehrt. 


H. 4. 


Die Ankunft eines kleineren, zur gemeinſchaftlichen Durchfahrt geeigneten 
Kahns hat der groͤßere Kahn ſtets an einer ſolchen, von dem Schleuſenmeiſter 
anzuweiſenden Stelle abzuwarten, an welcher die Paſſage der andern Kaͤhne 
dadurch nicht gehindert wird. 9. 5 
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$. 8. 
Schiffsgefaͤße, welche breiter als 16 Fuß 8 Zoll oder langer als 132%, 
Fuß find, werden 3 Monat nach Publikation dieſer Verordnung zu den ob— 
genannten Waſſerſtraßen nicht mehr zugelaſſen. 


$. 6. 

Die größer als nach F. 1. gebauten Fahrzeuge haben unter ſich und 
beim Mitſchleuſen mit kleineren Kaͤhnen den Rang nach der Zeitfolge der 
Ankunft. 

7; 

Beſitzer von Schiffsgefaͤßen, welche nach dem 1. Januar 1849. die in 
H. 1. genannten Waſſerſtraßen befahren wollen, ſind verpflichtet, ſich bis dahin 
bei einer der mit der Vermeſſung der Kaͤhne beauftragten Steuerbehoͤrden zu 
melden und auf der Ruͤckſeite der Meßbriefe die Laͤnge und Breite des Kahns 
nach Maaßgabe des $. 1. beſcheinigen zu laſſen. 

In allen neuen Meßbriefen iſt Laͤnge und Breite der Schiffsgefaͤße mit 
Rüͤckſicht auf H. 1. ebenfalls genau anzugeben. Die neuen Meßbriefe für Schiffs⸗ 
gefaͤße, welche die normalmaͤßige Größe ($. 1.) uͤberſchreiten, ſind zur leichteren 
Unterſcheidung auf rothem Papier auszufertigen. 

Die Erlaubniß zur Befahrung der Waſſerſtraßen findet nur gegen Vor⸗ 
zeigung des beſcheinigten Meßbriefs Statt, welcher waͤhrend der Fahrt insbe⸗ 
ſondere auch jedem Schleuſenmeiſter auf Verlangen vorzulegen iſt. 


$. 8. 


Fahrzeuge, welche uͤber Bord geladen haben, werden zu den mehrerwaͤhn⸗ 
ten Waſſerſtraßen nicht zugelaſſen, mit Ausnahme von Kaͤhnen, die Heu oder 
Stroh führen. Dieſen iſt geſtattet, der Ladung eine Höhe von 10 Fuß vom 
Waſſerſpiegel und eine Breite von hoͤchſtens 15 Fuß zu geben. Der H. 5. der 
Polizeiordnung für den Finow⸗Kanal vom 18. April 1830., und der $. 6. der 
Polizeiordnung für den Friedrichs-Wilhelms-Kanal vom 29. Auguſt 1836. wer⸗ 
den hierdurch abgeaͤndert. 


H. 9. 

Holzfloͤße, die durch den Finow-Kanal gehen ſollen, duͤrfen nicht breiter 
als 7 Fuß verbunden werden. Der H. 8. der Polizeiordnung für den Finow⸗ 
Kanal wird hierdurch abgeändert. In Anſehung der Holzfloͤße, die den Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Kanal paſſiren ſollen, hat es bei der bisherigen Breite von 10 Fuß 
bis auf Weiteres ſein Bewenden. Unverbundenem Holz wird die Durchfahrt 
durch die Schleuſen nicht geſtattet. 


$. 10. f 


An ſolchen Schleuſen, in deren Kammern zwei Schiffsgefaͤße von 14% Fuß 
Breite und 128 Fuß Laͤnge nicht Platz finden, haben bis zum 1. Januar 1853. 
die Kaͤhne von mehr als 14 Fuß bis 16 Fuß 8 Zoll Breite und von 128 
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bis 132 Fuß Länge mit den normalmaͤßig gebauten und den kleineren gleichen 
Rang, fahren alſo nach der Zeitfolge der Ankunft vor der Schleuſe durch 
dieſelbe. 

$ 11. 

Nach dem 1. Januar 1853. kann der Transport eines Schiffsgefaͤßes 
von größeren Abmeſſungen als $. 1. angiebt, aus der Elbe nach der Oder oder 
umgekehrt nur auf Grund einer beſonderen Erlaubniß der Regierungen zu Pots— 
dam oder Frankfurt und auch dann nur in ganz leerem Zuſtande geſtattet 
werden. 

§. 12. 
Auf Bagger: und Baupraͤhme findet vorſtehende Verordnung keine An— 
wendung. 
§. 13. 


Jede Verletzung oder Nichtbeachtung der vorſtehenden Beſtimmungen 
wird mit einer polizeilichen Strafe bis zu 50 Rthlr. belegt. 


Berlin, den 8. November 1845. 


Der Finanzminiſter. 
Flottwell. 


